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Antrag 

der Abgeordneten Frau Oesterle-Schwerin, Frau Teubner und der Fraktion 
DIE GRÜNEN 


Obdachlosigkeit und Wohnungsnot in der Bundesrepublik Deutschland 
und Maßnahmen zu ihrer Bekämpfung 


Der Bundestag wolle beschließen; 

Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

I. 

Die Bundesregierung hat die im UNO-Aufruf zum „Internatio- 
nalen Jahr der Hilfen für Menschen in Wohnungsnot" enthaltene 
Aufforderung an die Industrieländer ignoriert, nicht nur in der 
Entwicklungshilfe, sondern auch im eigenen Land Maßnahmen 
zur Bekämpfung von Obdachlosigkeit und Wohmmgsnot einzu- 
leiten. Dies, obwohl auch in der Bundesrepubhk Deutschland die 
Zahl der Obdachlosen und der von Obdachlosigkeit bedrohten 
Menschen steigt. 

1. Obdachlosigkeit und Wohnungsnot 

— Rund 100000 Menschen leben ohne dauerhafte Unterkunft 
vmd ohne festen Wohnsitz, 

— 200 000 Menschen leben in Notunterkünften, 

— Tausende von Frauen müssen mit ihren Kindern oft Monate 
oder Jahre in Frauenhäusern bleiben, da sie keine passende 
Wohnung finden, 

— von Wohnungsnot betroffen sind 700000 Menschen: Sie 
leben in Wohnungen, die zu klein sind und weit unter dem 
gesellschaftiich zumutbaren Standard hegen. 

2. Die Gefährdeten 

— Alle Menschen mit niedrigem oder unsicherem Einkommen 
sind vom Verlust ihrer Wohnung bedroht: 

a) Rimd 2,1 Milhonen registrierte Erwerbslose, von denen 
nur ca. 70 % überhaupt Arbeitslosenunterstützung be- 
kommen. 



Drucksache 11/982 


Deutscher Bundestag - 11. Wahlperiode 


b) rund 2,08 Millionen Sozialhilfeempfänger/innen, deren 
Lage infolge der Kürzungen im Sozialbereich zunehmend 
schlechter geworden ist, 

c) mindestens 250000 Rentner/iimen leben von monaüich 
weniger als 800 DM, ohne ihr Recht auf Sozialhüfeleistun- 
gen wahrzunehmen; 

— Mieter mit geringem Einkommen, die in preisgünstigen 
Sozialwohnungen aus den 50er und 60er Jahren leben. 
Wenn diese Wohnungen aus der Preis- und Sozialbindung 
herausfallen, können sie zu Marktpreisen vermietet oder 
verkauft werden; 

— Mieter von Sozialwohnungen aus den 70er Jahren: Die Mieten 
steigen durch die sog. degressive Förderung immer weiter, so 
daß die Bewohner/innen in wachsende Abhängigkeit von 
Sozialleistungen geraten; 

— Mieter mit geringem Einkommen, die in preisgünstigen Alt- 
bauten wohnen, die in Sanierungs- oder Stadterneuerungs- 
gebieten liegen, modernisiert oder in Eigentumswohnungen 
umgewandelt werden sollen ; 

— Menschen, die ihre bisherige Wohnung verlassen wollen 
oder müssen: 

a) Personen in Unterkünften des Arbeitgebers im Hotel-, 
Gaststätten und Baugewerbe, die oftmals mit dem 
Arbeitsplatz auch ihre Wohnung vertieren, 

b) Frauen, die die eheliche Wohnung verlassen wollen oder 
müssen, 

c) Paare, die sich trennen oder scheiden lassen, wenn keiner 
von beiden die gemeinsame Wohnung allein bezahlen 
kann, 

d) Jugendliche, die das Elternhaus verlassen wollen oder 
müssen. 

3. Der Wohnungsmarkt 

— Trotz einer NuU-Inflation sind 1987 die Mieten im Altbau- 
bestand gegenüber dem Vorjahr um 2,4 % gestiegen. Die 
Mietbelastung besonders von unteren Einkommensbezie- 
hern ist in den letzten Jahren immer stärker gestiegen und 
hat bei Hunderttausenden von Haushalten bereits 50 % des 
Einkommens erreicht. Dieser Mietindex spiegelt allerdings 
nur die Entwicklimg der Bestandsmieten wider tmd gibt 
keine Auskimft über Mietsteigerungen bei Neuvermietun- 
gen. Dort sind die Mietsteigerungen jedoch weit größer. 
Deswegen werden gerade die Menschen, die aus irgend 
einem Grund ihre Wohnung vertieren, mit erheblichen Miet- 
steigerungen konfrontiert. 

— Die Zahl der Sozialwohnrmgen sinkt rapide. Bis 1995 wer- 
den von jetzt vier Millionen Sozialwohnrmgen nur noch 
knapp eine Mütion übrig bleiben. (GEWOS-Kommission 
1984). 
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— Tausende preisgünstige Altbauwohnungen gehen jährlich 
durch Abriß, Zweckentfremdung, Luxusmodemisierung 
oder Umwandlung in Eigentumswohnungen verloren. 

— In der Bundesrepublik Deutschland stehen rund 300000 
Wohnungen leer, weü Kaufpreis oder Miete zu hoch sind. 

II. 

Obdachlosigkeit ist kein freiwillig gewählter Zustand und hegt 
nicht in individueller Schuld oder unwirtschafthchem Verhalten 
Einzelner begründet. Obdachlosigkeit ist vielmehr Ausdruck der 
prinzipiellen Unsicherheit von Arbeit und Wohnen in der kapitali- 
stischen Gesellschaft. 

Von Obdachlosigkeit sind nahezu alle unteren Einkommens- 
bezieher bedroht. Die Steigerung der Obdachlosenzahlen ist das 
Ergebnis von Massenerwerbslosigkeit, von Mietsteigerungen, von 
einem kleiner werdenden Angebot an preiswerten Wohnungen 
sowie von Kürzungen im Sozialbereich. Der Verlust der Wohnung 
markiert das Scheitern der individuellen Ausweichversuche und 
bedeutet, daß wesentliche Elemente des sozialen Sicherungs- 
systems versagt haben. Nur gesellschaftspohtische Maßnahmen 
können verhindern, daß eine immer größer werdende Gruppe in 
die Obdachlosigkeit ausgegrenzt wird. 

Die Ursache für die Wohnungsnot der Menschen, die in über- 
belegten und Substandardwohnungen leben müssen, liegt darin, 
daß sie keine für sie bezahlbaren Wohnungen mieten können. 
Über die Quahtät und die Größe ihrer Wohnungen entscheidet 
nicht ihr Bedarf, sondern ausschließhch ihre Einkommenshöhe 
und die erzielbaren Gewinne der Hauseigentümer. 

Die Verschlechterung der Lebenssituation durch Kurzarbeit oder 
Erwerbslosigkeit, durch Krankheit oder Verlust persönhcher 
Beziehungen oder durch wirtschaftlichen Ruin infolge von Kredit- 
und Ratenbelastungen bedeutet aber auch für die Angehörigen 
der Mittelschicht ein fortwährendes Risiko. 


III. 

Da der Bund alle wesentlichen politischen, rechtlichen und fiskali- 
schen Rahmenbedingungen der Wohnungsversorgung setzt und 
auch über die Art und Höhe der Sozialleistungen entscheidet, ist 
er auch hauptverantwortlich für die Obdachlosigkeit. Die 
Gemeinden sind in ihrem Zuständigkeitsbereich vor allem mit den 
Folgen der verfehlten Politik des Bundes konfrontiert. Ihre eige- 
nen Handlungsmöglichkeiten sind aber begrenzt und werden 
durch die geplante Steuerreform weiter eingeschränkt. 

Das Menschenrecht auf sicheres Wohnen ist imverzichtbar. Es 
darf nicht den Wohnungs- und Hauseigentümern Vorbehalten 
bleiben. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, zur 
Bekämpfung der Obdachlosigkeit die folgenden Ziele zu verwirk- 
lichen: 
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— Erhalt der bisherigen Wohnung bei drohender Obdachlosig- 
keit, 

— verbesserter Zugang von Obdachlosen und anderen woh- 
nungsmäßig unterversorgten Personen zum Sozialwohnungs- 
bestand, 

— Sicherung und Erweiterung des preisgünstigen und des sozial- 
gebimdenen Wohnungsbestandes, 

— langfristige Auflösung aller Obdachlosensiedlungen, Notunter- 
künfte imd Asyle, 

— Gleichbehandlung von Einzelpersonen, Familien und Allein- 
erziehenden bei allen Hilfen zum Erhalt ihrer Wohnung. 

Zur Behebung der bestehenden Obdachlosigkeit ist die Schaffung 
von neuen Wohnungen imd der vorrangige Zugang der Betroffe- 
nen zu Sozialwohnungen notwendig, 

Zur Verhinderung drohender Obdachlosigkeit ist die Ausweitung 
der Kompetenzen der Wohnungsämter notwendig, um Zwangs- 
räumungen wegen Mietrückständen zu verhindern. 

Zur Verkleidung potentieller Obdachlosigkeit ist es notwendig, 
daß der Bestand an Sozialwohnungen erhalten bleibt, die 
Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen verhindert und 
der Mieterschutz ausgeweitet wird. 

Zur Behebung der Wohnungsnot durch Überbelegxmg und Sub- 
standardwohnungen ist die Förderung von sozialverträglicher 
Wohnungsmodernisierung und der vorrangige Zugang zu Sozial- 
wohnungen nötig. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, fol- 
gende Fördenmgsmaßnahmen und Gesetzesändenmgen einzu- 
leiten: 

1. Änderungen im Mietrecht 

— Vor jeder Kündigung wegen Mietrückständen muß eine 
kommunale Schlichtungsstelle des Wohnimgsamtes einge- 
schaltet werden. Sie soll Kündigungen und Zwangsräumun- 
gen verhindern. Die kommunale Schlichtungsstelle über- 
nimmt die Schuldenberatung und -regulierung und erhält 
das Recht, die Wohnung der Räumungsbedrohten zu 
beschlagnahmen und die Bewohner wieder einzuweisen. 

— Die Mietrechtsänderungen von 1983 werden zurückgenom- 
men: die Dynamisierung der Mietspiegel, die nur noch Neu- 
verträge und Mietänderungen der letzten drei Jahre berück- 
sichtigen; die Zulassung von Zeitverträgen, die bei Ver- 
tragsablauf keinen Räumungsschutz bieten. 

— Preisbindung bei Neuvermietung; d. h. die Bindung der 
Miete an die Vormiete bzw. an die Vergleichsmiete. 

2. Sozialpolitische Maßnahmen 

— Sozialhilfemittel zur Sicherung der Wohnung oder zur 
Beschaffung von Ersatz Wohnungen werden nur noch als 
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Beihilfen vergeben. § 15 a BSHG wird zu einer Soll-Vor- 
schrift, und wohnungserhaltende Hilfen auf Darlehensbasis 
(§ 15 b) werden ersatzlos gestrichen. 

— Im Bundessozialhilfegesetz wird klargesteiit, daß in 
bestimmten Fällen eine Schuldenreguherung aus Mitteln 
der Sozialhilfe vor genommen werden soll. 

— Das Bundessozialhilfegesetz wird so geändert, daß die 
„Hilfe zum laufenden Lebensunterhalt" alle Miet- und Miet- 
nebenkosten abdeckt. 

— Förderung des Aufbaues und der kontinuierlichen Arbeit 
von Schuldenberatungsstellen. 

— Förderung von Ersatzwohnungen für die Notunterkünfte 
und von Projekten, in denen die Bewohner an der Planung 
der Ersatzwohnungen beteiligt sind. 

— Beteiligung des Bundes an der Verbesserung der ambulan- 
ten Nichtseßhaftenhüfe sowie der Förderung von Wohn- 
gemeinschaften für Nichtseßhafte. 

— Finanzierung der Frauenhäuser durch den Bund. 

3. Sicherung und Schaffung preiswerter Wohnungen 

— Der Verkauf bzw. die Privatisierung von Sozialwohnungen 
muß verboten werden. 

— Die dauerhafte Preis- und Sozialbindung aller Sozialwoh- 
mmgen von gemeinnützigen und privaten Wohnungsunter- 
nehmen und von privaten Bauherren muß gewährleistet 
werden. 

— Ausweitung des kommunalen Belegungsrechtes für Sozial- 
wohnungen. Die Gemeinden müssen im Wohnungsbüi- 
dungsgesetz ermächtigt werden, sich selbst zu „Gebieten 
mit erhöhtem Wohnbedarf " zu erklären. 

— Die steuerliche Eigentumsförderung beim Erwerb von Alt- 
bauwohnungen (§ 10 e EStG) wird abgeschafft. Dadurch 
sollen nicht nur Finanzmittel für den sozialen Wohnungsbau 
frei werden, sondern auch der Anreiz verschwinden, der 
dazu führt, daß immer mehr Altbauwohnungen in Eigen- 
tumswohnungen umgewandelt werden. 

— Sozialer Mietwohnungsbau wird wieder durch den Bimd 
gefördert. Hierzu gehören auch Sonderprogramme zur För- 
derung von 

a) Ersatzwohnungen für Notunterkünfte, 

b) Wohnungen für Alleinerziehende, 

c) Wohnungen für Nichtseßhafte und alleinstehende 
Obdachlose. 

— Die Gemeinden erhalten ein Vorkaufsrecht für aUe zum 
Verkauf angebotenen Altbauwohnungen. Hierfür wird auf 
Gemeindeebene ein Interventionsfonds geschaffen, Der 
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Kaufpreis wird auf der Basis des aktuellen Etragswertes 
ermittelt. 

— Die Sanktionsmaßnahmen der Zweckentfremdungsverord- 
nung werden verschärft. 

— Der Bund finanziert die wohnungserhaltenden Maßnahmen 
der Gemeinden. 

4. Finanzierung der Maßnahmen 

Durch die kurzfristige Streichung der Steuerbegünstigung für 
Käufe aus dem Altbaubestand und die mittelfristige Streichung 
der gesamten steuerlichen Eigentumsfördemng werden nach 
Ablauf einer Vertrauensfrist rd. 8,1 Mrd. DM zusätzliche 
Finanzmittel vorhanden sein, die für den Sozialen Wohnungs- 
bau verwendet werden können. 

Bonn, den 19. Oktober 1987 

Frau Oesterle-Schwerin 

Ftau Teubner 

Ebermann, Frau Rust, Frau Schoppe und Fraktion 


Begründung 

1. Verantwortlichkeit des Bundes für Obdachlosigkeit 

Im Rahmen der förderativen Arbeitsteilung sind die Gemeinden in 
der kommunalen Selbstverwaltung zwar verantwortlich für die 
Behebung der Obdachlosigkeit. Der Bund jedoch legt alle rele- 
vanten Rahmenbedingungen der Wohnungs- und Sozialpolitik 
fest und steht damit in unmittelbarer Verantwortung für die Ver- 
hinderung von Obdachlosigkeit. 

Anstatt sich dieser Verantwortung zu stellen, werden jährlich 
durch die steuerliche Eigentumsförderung rund 8,1 Mrd. DM in 
die Taschen der Bezieher von hohen Einkommen geleitet. Die 
Bundesregierung unterstützt damit eine Bevölkerungsgruppe, die 
weit davon entfernt ist, sozialbedürftig zu sein. 

1.1 Vernichtung preiswerter Wohnungen 

Die steuerliche Gleichbehandlung von Neubauten und Woh- 
nungskäufen aus dem Altbaubestand führt zu einem wachsenden 
Druck auf preisgünstige Altbaumietwohnungen. Jährlich werden 
Tausende von biUigen Mietwohnungen in teure Eigentumswoh- 
mmgen umgewandelt. Durch die steuerrechtlichen Vergünsti- 
gungen für Besserverdienende verschwinden immer mehr Woh- 
nungen für untere Einkommensbezieher vom Markt. Die Bewoh- 
ner in Sanierungs- oder Stadterneuerungsgebieten bzw. in Gebie- 
ten mit Aufwertungstendenzen werden schrittweise aus ihren 
Wohnvierteln verdrängt, sind auf teurere Sozialwohnungen ange- 
wiesen und geraten in Abhängigkeiten von Wohnungs- und 
Sozialämtern. 
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1.2. Tod des sozialen Wohnungsbaus 

Der Bund hat sich vollständig aus der Förderung des sozialen 
Mietwohnungsbaus zurückgezogen. Gleichzeitig haben die 
Gesetzesänderungen der letzten Jahre den Bestand an preisgün- 
stigen Wohnungen dramatisch zusammenschmelzen lassen. Bis 
1995 werden - nach Berechnungen der GEWOS-Kommission von 
1984 — von derzeit vier Mühonen Sozialwohnungen nur noch 
knapp eine Mühon übrig bleiben. Diese werden sich überwiegend 
in den Großsiedlungen der 70er Jahre konzentrieren, weil diese 
am wenigsten gut vermarktet werden können und die älteren 
Sozialwohnungen aus den Bindungen fallen. Ursache hierfür sind 
die Bundesgesetze, die nur eine zeithch befristete Sozial- und 
Preisbindung vorsehen, sowie die in den letzten Jahren erleichter- 
ten Möghchkeiten für Privatinvestoren, sich vorzeitig aus der 
Sozialbindung herauszukaufen, um die Mieten zu erhöhen und 
zusätzliche Gewinne zu machen. 

Bereits Anfang der 80er Jahre wurden spezielle Förderprogramme 
für Senioren, Behinderte, Ausländer und Studenten der Haus- 
haltskonsolidierung geopfert. Mit dem Wohnungsrechtverein- 
fachungsgesetz 1985 ebnete diese Bundesregierung den Weg für 
den Bau der „ Schhchtwohnungen der Zukunft": Mindestgrößen 
für Wohnungen wurden ebenso aus dem Zweiten Wohnungsbau- 
gesetz gestrichen wie auch die gesetzhche Norm, daß jeder Per- 
son in einer Wohnung ein Raum zustehen soll. 

1.3 Verschlechterung des Mieterschutzes 

Das Gerede vom ausgeghchenen Wohnungsmarkt soll den Boden 
für den weiteren Abbau des Mieterschutzes bereiten, Gedanken- 
spiele aus dem Bundesjustizministerium über mehr „Vertragsfrei- 
heit" zeigen die Richtung an. Bereits 1983 wurde der Mieterschutz 
gelockert. Das Mieterhöhungsverfahren wurde erleichtert. Es 
wurden Zeitverträge eingeführt, die seitdem weder Kündigungs- 
schutz noch den Anspruch der Mieter auf Vertrags Verlängerung 
enthalten. In den Mietspiegeln werden jetzt nur noch die Mietver- 
träge bzw. die Mieterhöhungen der letzten drei Jahre berücksich- 
tigt. Da bühgere Wohnungen knapp sind, können die Eigentümer 
bei Neuvermietungen die Mieten leichter nach oben drücken. Nur 
noch diese überhöhten Mieten werden in den Mietspiegeln 
berücksichtigt. 

Diese Veränderungen sind dafür verantworüich, daß 1987 trotz 
einer nahezu Null-Inflation die Altbaumieten schon nach dem 
Mietindex im Durchschnitt um 2,4 % gestiegen sind, wobei die für 
Wohnungssuchende relevanten noch größeren Preissteigerungen 
bei Neuvermietungen dort gar nicht erfaßt sind. 


1.4 Wohngeld 

Die in 1986 beschlossene Aufstockung der Wohngeldleistungen 
wurden von den Vermietern durch Mieterhöhungen voll ausge- 
schöpft. Wie der Finanzplan bis 1991 zeigt, ist dennoch eine 
Senkung der Wohngeldausgaben um 150 Mio. DM vorgesehen. 
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Das Wohngeld ist daher kein taugliches Mittel, um dauerhaft 
tragbare Mieten zu sichern. 

Die Wohnungspolitik, aber auch die Sozialpolitik des Bundes sind 
daher verantwortlich dafür, daß das Problem der Obdachlosigkeit 
wieder wächst und immer weitere Bevölkerungskreise bedroht. 

2. Obdachlosigkeit und „Nichtseßhaftigkeit'' 

Über die Zahl von Obdachlosen und „Nichtseßhaften" liegen nur 
Schätzungen vor. Eine präzisere bundesweite Statistik, die zeit- 
nah die Entwicklungen auf zeigt, würde die Auswirkungen der 
Marktwirtschaftspoütik im Wohnungssektor überprüfbar machen. 
Daran hat diese Bundesregierung aber offenbar kein Interesse. 

Die Zahl der Personen, die unmittelbar von Obdachlosigkeit 
durch eine Räumungsklage bedroht sind, wird weder statistisch 
erfaßt, noch wurde bisher ihre Zahl bundesweit geschätzt. Re0o- 
nale Untersuchungen aus Köln und der Erzdiözese Münster zei- 
gen aber eine steigende Tendenz auf. 

Nur in Ausnahmefällen hat es auf Länderebene in Hessen und 
Nordrheüi-Westfalen Sonderuntersuchungen zu Umfang und 
Struktur der Obdachlosigkeit gegeben. Laufende Obdachlosen- 
statistiken auf Länderebene werden nur in Nordrhein-Westfalen 
geführt. 

Nach Angaben der in der „Bundesarbeitsgemeinschaft Nichtseß- 
haftenhilf e " zusammengeschlossenen Wohlfahrtsverbände und 
kommunalen Vertreter waren 1986 ca. 100000 Einzelpersonen 
und Paare ohne Wohnung c^der dauerhafte Unterkunft. 

Allein in Obdachlosensiedlungen, städtischen Notunterkünften 
oder in von Kommunen angemieteten Hotels oder Pensionen 
lebten nach Angaben des landeseigenen „Institut Wohnen und 
Umwelt" in Darmstadt 1980 rund 150000 bis 200000 Personen. 

Diese Zahl erfaßt nur diejenigen, die keinen privatrechtlichen 
Mietvertrag haben, sondern die in ihren Unterkünften nur einem 
öffentlich-rechtlichen Nutzungsverhältnis unterliegen. Dieses 
Nutzungsverhältnis enthält keine Garantie für die „Unverletzlich- 
keit der Wohnung", ein verfassungsrechtlich geschütztes Prinzip. 
Jederzeitiger Zutritt durch Behördenvertreter ist danach ebenso 
möglich, wie die Verlegung in eine andere Unterkunft auf Grund- 
lage einer amtlichen Verfügung. 

Nicht enthalten sind in dieser Zahl auch diejenigen, die reguläre 
Mietverträge für Schlichtwohnungen haben, in vorübergehend 
beschlagnahmten Wohnungen oder mit Mietübernahmegarantien 
in Sozialwohnungen leben. 


2.1 Wachsendes Obdachlosenproblem 

Regional und örtlich unterschiedliche Entwicklungen weisen auf 
eine Verschärfung des Problems der Obdachlosigkeit hin. Das 
Institut „Wohnen und Umwelt" schreibt dazu: 
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— Freigemachte Unterkünfte werden erneut belegt; einzelne 
Untersuchungen zeigen, daß die Bevölkerungsdichte in den 
betreffenden Siedlungen zugenommen hat. 

— In manchen Städten werden Notunterkünfte neu errichtet, oder 
es werden entsprechende Überlegungen angestellt. 

— Indikator ist auch die konzentrierte Belegung von anderen 
Wohngebäuden mit Obdachlosen (z.B. sanierungsbedürftige 
Altbauten oder Sozialwohnungen), meist in Gebieten mit 
ohnehin geballter sozialer Problematik. 

— ^ Vorwiegend in Ballungsgebieten werden obdachlose Einzel- 
personen, vermehrt in den letzten Jahren aber auch Famihen 
mit Kindern und alleinerziehende Mütter, in einfachen Hotels 
und Pensionen untergebracht. Die Stadt Stuttgart muß z.B. 
jährhch 7 Mio. DM für die Unterbringung von 500 Menschen in 
Pensionen ausgeben. In München werden jährlich für 3 000 
Personen 27 Mio. DM allein für Hotelunterbringung auf- 
gewendet. 

— Die Probleme der kommunalen Wohnungsversorgung werden 
zusätzlich durch die gestiegene Zahl von Flüchtlingen aus der 
Dritten Welt verschärft. Asylbewerber/innen und Flüchtlinge 
werden oft in unwürdigen Behausungen untergebracht oder 
kaserniert. Viele müssen in Pensionen leben, da Asylbewer- 
bern der Wohnberechtigungsschein für Sozialwohnungen vor- 
enthalten wird. 

— Häufig leben auch Menschen in Pensionen, die aus Haftanstal- 
ten, psychiatrischen Krankenhäusern und Einrichtungen der 
Nichtseßhaftenhüfe entlassen wurden. Insbesondere alte Men- 
schen und psychisch Kranke stehen vor dem Problem, daß ihre 
Wohnung oftmals ohne ihre Zustimmung aufgelöst wurde. 
Häftlinge wiederum können nach Verbüßung ihrer Haftstrafen 
oft nicht in ihre Familien zurückkehren. 

— In den größeren Städten ist zu beobachten, daß die Zahl der 
jungen Erwachsenen und Frauen unter den Personen ohne 
jedes Obdach zunimmt. 

Einzelne positive Ansätze, die bisherige Wohnung zu erhalten, 
sind erkennbar, ohne jedoch das Grundproblem der Obdachlosig- 
keit lösen zu können. Häufiger als früher werden Mieter, denen 
die Zwangsräumung droht, wieder in ihre bisherige Wohnung 
eingewiesen. In Hessen und Nordrhein- Westfalen leben immer- 
hin rund 15 % der Räumungsbedrohten weiterhin in ihrer Woh- 
nung und in ihrem vertrauten sozialen Umfeld. Dennoch bleibt die 
Hilfe für Obdachlose weit entfernt vom Anspruch einer soli- 
darischen Gesellschaft. 

2.2 Zweiklassengesellschaft der Ausgestoßenen: Nichtseßhafte 

Dem Wortsinn nach bedeutet Obdachlosigkeit Wohnungslosig- 
keit. Danach wären eigentlich nur die sogenannten Nichtseßhaf- 
ten obdachlos. Genau dieser Personenkreis wird bei vielen insti- 
tutionellen Hilfen ausgegrenzt. Obdachlos im Verwaltungssinn 
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sind nur die Personen, die in kommunale Notunterkünften einge- 
wiesen sind. Hinter dieser scheinbar nur definitorischen Unklar- 
heit verbirgt sich eine massive Diskriminierung. 

Alleinstehende Männer laufen größere Gefahr als Famihen, beim 
Verlust ihrer Wohnung nicht in eine städtische Notunterkunft zu 
kommen. Familien sind eher Anlaß für ordnungsrechtliche Ein- 
griffe, um „Verwahrlosung" der Kinder zu verhindern. Allein- 
stehende Männer werden unverändert in ein System von „Diszi- 
plinierung durch Arbeit" gezwungen, ihnen wird das kommunale 
Wohnrecht verweigert. 

Historisch entstanden, um den Opfern der Landflucht im Zuge der 
Industriahsierung Hilfen zu gewähren, blieb die Nichtseßhaften- 
hüfe bis heute am Konzept „Arbeit statt Almosen" ausgerichtet. 
Unverschuldet in Not geratene Arbeiter sollten von den Arbeits- 
unwiUigen unterschieden werden. Die „Wanderarmenhilfe" bot 
in ihren Arbeiterkolonien Hüfe durch Pflichtarbeit an, die nur mit 
einem Taschengeld entlohnt wurde, bzw. heute noch entlohnt 
wird. Wer diese Arbeit ablehnte, galt als Vagabund. 

Der Begriff „Nichtseßhäftigkeit", der eine psychische Disposition 
oder gar einen „Wandertrieb" der Obdachlosen unterstellte, 
wurde im Faschismus geprägt. Viele alleinstehende Wohnungs- 
lose verhungerten in den Konzentrationslagern, wurden zwangs- 
sterüisiert oder fielen der „Vernichtung durch Arbeit" zum Opfer. 

Der Landstreicherparagraph, der die Zwangsmobilität allein- 
stehender Wohnungsloser unter Strafe stellte, wurde erst im Jahr 
1974 aus dem Strafgesetzbuch gestrichen. Gleichzeitig wurde 
zumindest formal ein Rechtsanspruch auf Sozialhilfe nach § 72 
BSHG festgeschrieben. 

Diese Rechtsänderungen haben allerdings nicht bewirkt, daß aus- 
reichende Möglichkeiten zur Wiedereingliederung dieses Perso- 
nenkreises geschaffen wurden. Für 100 000 Personen stehen nur 
rund 14 000 Übernachtungsmöghchkeiten in Arbeiterkolonien, 
Übergangsheimen und sonstigen Heimen zur Verfügung. Doch 
auch ausreichende Übemachtungsplätze würden das Problem 
von fehlenden Wohnungen und fehlenden Arbeitsplätzen nicht 
lösen. 

Die Übernachtungsheime bieten keine Chance, wieder eine neue 
Existenz aufzubauen. Sie sind nur als Durchlaufstationen gedacht: 
Sie sind tagsüber geschlossen, die maximale Aufenthaltsdauer auf 
zwei oder drei Tage begrenzt oder sie dürfen nicht an mehreren 
Tagen hintereinander benutzt werden. Jeden Abend müssen sich 
die Unterkunftsuchenden von neuem um die wenigen Plätze 
streiten. 

Da die Vermittlung einer Arbeit, die Gewährung von Eingliede- 
rungshilfen und die erfolgreiche Suche einer Wohnung davon 
abhängig sind, daß ein fester Wohnsitz bereits vorhanden ist, führt 
die so von den Behörden erzwungene Mobüität zum Fortbestand 
der Nichtseßhaftigkeit. Wie die „Bundesarbeitsgemeinschaft 
Nichtseßhaftenhilfe" dokumentiert, werden oftmals dauerhafte 
Hüfen rechtswidrig verweigert, nur Sachgutscheine ausgegeben 
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und Unterstützung nur tageweise gewährt, weil - so die Behörden 
- kein fester Wohnsitz vorhanden ist. Damit wird die Ursache, 
nämlich die fehlende Wohnung, zur Begründung genommen, den 
Nichtseßhaften genau die Hilfen zu verweigern, die die Folgen 
der Wohnungslüsigkeit, Krankheiten oder Alkoholabhängigkeit 
beheben könnten. 

Wohnungslose Frauen sind bei alledem die Vergessenen unter 
den Ausgegrenzten. 

2.3 Situation der Frauen 

Auf 5000 bis 10000 wird die Zahl der wohnungslosen Frauen in 
der Bundesrepublik Deutschland geschätzt. 1985 existierten in 
der Bimdesrepublik Deutschland für Männer 64 Beratungsstellen 
und 156 stationäre Einrichtungen mit insgesamt 15 590 Plätzen. 
Dagegen gab es für Frauen nur 29 Einrichtungen mit insgesamt 
1 353 Plätzen. Nur drei Beratungsstellen waren speziell für woh- 
nungslose Frauen eingerichtet. Bisher wurden die Hilfen für die 
betroffenen Frauen absolut vernachläßigt. 

Wohnungslose Frauen sind bei alledem die Vergessenen unter 
den Ausgegrenzten. 

„Daß arme Frauen nur in ganz geringem Umfang als Klientinnen 
im Hüfesystem auftreten und ihre Probleme in der fachlichen 
Diskussion kaum eine Rolle spielen, ist offensichthch darauf 
zurückzuführen, daß Sozialarbeit traditionell ihre Frauenarbeit als 
Hüfe für „sittlich-sexuell" gefährdete Frauen verstand. 

Auch das Bundessozialhilfegesetz von 1961 enthielt den Begriff 
der Gefährdung, der als „Mangel an innerer Festigkeit" definiert 
war. Das Bundesverfassungsgericht erklärte diese Bestimmung 
(des BSHG) als verfassungswidrig, da sie die zwangsweise 
Bewahrung für diesen Personenkreis vorsah. " 

Trotz Änderung der gesetzlichen Definition in „Personen mit 
besonderen sozialen Schwierigkeiten" hat dies an der Praxis nur 
wenig geändert. Die Hilfeängebote für wohnungslose Frauen sind 
nicht in dem Maße nach spezifischen Problemgruppen organisiert, 
wie dies bei den Hüfsangeboten für Männer der Fall ist. In der 
Regel nehmen Heime der „Weiblichen Gefährdetenhüfe" auch 
wohnungslose Frauen auf, obwohl diese Einrichtungen eher auf 
Frauen ausgerichtet sind, die aus der Haft, der Psychiatrie oder 
Heimen der Jugendhüfe entlassen wurden. 

Durch den Begriff der „Gefährdung" wird die Situation der 
Frauen ‘ auf sittlich-sexuelle Probleme reduziert. Alle anderen 
Benachteüigungen, Mißhandlung durch Ehemann oder Partner, 
Mittellosigkeit und fehlende soziale Bezüge bleiben dabei bewußt 
ausgeblendet. Aus diesem Grund ist die Zahl der hilfesuchenden 
Frauen auch so gering. Diejenigen, bei denen keine „sitüich- 
sexuelle Gefährdung" nachzuweisen ist, werden amtlich nicht 
wahrgenommen. 

Damit werden alle anderen Probleme wie Gewalt imd sexuelle 
Ausbeutung in Famüie oder Partnerschaft in die Privatsphäre 
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abgeschoben. Die Flucht vor dieser Gewalt ist erst durch die 
Gründung von mehr als 120 Frauenhäusern zu einem offensicht- 
lichen Gesellschaftsproblem geworden. Erst die E^dstenz dieser 
Häuser verhindert, daß die Flucht vor Gewalt in der Ehe in der 
Obdachlosigkeit endet. 

Natürlich wären Frauenhäuser auch bei einem ausgeglichenen 
Wohnungsmarkt nicht überflüssig. Die Aufenthaltsdauer der 
Frauen dort könnte jedoch erheblich verkürzt werden. Als Dauer- 
aufenthalt sind die Frauenhäuser ungeeignet, so daß ein verbes- 
serter Zugang dieses Personenkreises zu normalen Sozialwoh- 
nungen notwendig ist. 

3. Einkommensschwache sind von Obdachlosigkeit bedroht 

Obdachlosigkeit ist kein freiwillig gesuchter Zustand, ist nicht in 
individueller Schuld oder unwirtschaftlichem Verhalten begrün- 
det. Der Verlust der Wohnung markiert nur den Endpunkt einer 
Kette von gesellschaftlichen Ursachen und unterstreicht zudem 
das Scheitern von individuellen Ausweich- und Lösungsver- 
suchen. 

3.1 Erwerbslose und Sozialhilfeempfänger 

Die Probleme der Massenerwerbslosigkeit werden sich auf abseh- 
bare Zeit nicht verringern, sondern noch weiter steigern. Eine 
wachsende Zahl von Unterstützungssuchenden wird einem 
schrumpfenden Sozialetat gegenüberstehen. Arbeitslosen- und 
Sozialhüfe sind schon heute, wie die steigenden Obdachlosenzah- 
len zeigen, zur Führung eines menschenwürdigen Lebens und zur 
Sicherung der Wohnung völlig unzureichend. 

Das in der öffenüichkeit gern gehandelte Vorurteü, daß Obdach- 
lose ihre Situation durch „unwirtschafüiches Verhalten" verschul- 
det hätten, ist falsch. In der „ Sozialhüfestatistik 1985" - dem 
aktuellsten Zahlenüberblick - sind nur 1 % aller Sozialhilfe- 
empfänger aufgrund von „unwirtschaftlichem Verhalten" in 
Abhängigkeit vom Sozialamt geraten. 

Belastungen, die durch Ratenkäufe, überhöhte Kredit- und Ver- 
zugszinsen entstehen, zählen allerdings nicht zur sogenannten 
„individuellen Schidd". Sie sind vielmehr Ausdruck für den Kon- 
flikt, in den Menschen mit niedrigem Einkommen in einer kon- 
sximorientierten Gesellschaft geraten. Ein Konflikt, der von Kre- 
dithaien, Teüzahlungsbanken und Versandhäusern schamlos 
oder zumindest fahrlässig ausgenutzt wird. 

Dieser Konflikt wird durch die Sozialhilfe noch verschärft, da 
diese das absolute Existenzminimum festschreibt. 1985 waren 
bundesweit bereits 2,08 Millionen Menschen auf laufende Hilfen 
zum Lebensunterhalt angewiesen. Ihre Zahl stieg von 1984 auf 
1985 um 12 % an. 

Am stärksten wuchs die Gruppe der Erwerbslosen, die durch den 
Verlust des Arbeitsplatzes oder durch unzureichende bzw. nicht 
vorhandene Ansprüche auf Arbeitslosenunterstützung von Sozial- 
hilfe abhängig wurden. Mittlerweüe sind 26,3 % aller Sozialhilfe- 
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empfängerhaushalte Erwerbslose. Ihre Zahl stieg zwischen 1982 
und 1985 um 95% auf 308 000 Haushalte. Die zweite große 
Gruppe sind die Rentner. Weil sie nur Kleinrenten beziehen, 
erhielten 1985 rund 211000 Frauen und 54 000 Männer zusätz- 
liche Sozialhilfe {17,1 % aller Empfängerhaushalte). Die dritte 
große Gruppe sind alleinerziehende Frauen. 1985 bezogen 
190 000 Frauen (16,3 % der Haushalte) zusätzhche Sozialhilfe. 

3.2 Problemverschärfung durch Behörden 

Die Entstehung von Obdachlosigkeit wird durch die Arbeitsweise 
der Sozialverwaltungen zumindest verstärkt. Nach einem Bericht 
der Stadt Köln, der für alle bundesdeutschen Städte als typisch 
gelten kann, haben zwei Drittel der Haushalte nüt Mietrückstän- 
den ihnen zustehende finanzielle Hüfen nicht in Anspruch 
genommen. Neben Schwellenängsten und mangelnder Erfahrung 
im Behördenumgang wirft dies ein Schlaghcht auf die Behörden- 
praxis, auf ihren Umgang mit Betroffenen, auf ihre Beratungs-, 
Informations- und öffenthchkeitsarbeit. Andere Befragte gaben 
als Grund für Mietrückstände den Auszahlungsrhythmus von 
Unterstützungszahlungen und die verspätete Auszahlung durch 
Ablehnungs-, Widerspruchs- und Sozialgerichtsverfahren an. 
Diese Aussagen bieten Hinweise darauf, warum viele Menschen 
ihnen zustehende staatliche Leistungen nicht in Anspruch 
nehmen. 

Die offizielle Sozialhilfestatistik erfaßt nur einen TeU der Wirklich- 
keit. Experten schätzen, daß die sogenannte Dunkelziffer ca. 50 % 
beträgt. Demnach leben noch mindestens 1 Milhon Menschen in 
der Bundesrepubhk Deutschland, die einen Anspruch auf Sozial- 
hilfe haben, diesen aber aus Angst vor den Behörden, aus Scham 
oder Angst vor Nachbarn oder aus Unkenntnis über ihre Rechte 
nicht wahrnehmen. Dieser Personenkreis ist besonders von Ob- 
dachlosigkeit gefährdet. Von ihren Wohnungsproblemen erfahren 
die Behörden oftmals erst, wenn die Räumung unmittelbar bevor- 
steht. Ähnhch ist die Situation derjenigen zu sehen, deren Ein- 
kommen nur knapp über den Sozialhilfesätzen hegt. Auch ihre 
drohende Obdachlosigkeit wird erst mit dem Räumungstermin 
aktenkundig. 

3.3 Bedrohte Gruppen 

Bei weiterhin steigenden Mietpreisen wird ein wachsender Teil 
der Bevölkerung aufgrund dieser Entwicklungen zunehmend 
weniger in der Lage sein, die eigene Wohnung ohne HUfestehung 
von Staat und Kommunen zu sichern. 

Bei den folgenden einkommensschwachen Gruppen kann die 
wachsende Gefahr von Obdachlosigkeit daher nicht ausgeschlos- 
sen werden: 

— Kinderreiche Famüien, 

— Aheinerziehende (zumeist Frauen), 

— ausländische Famüien, 

— Rentnerinnen, deren Rente unterhalb oder dicht an der Armuts- 
schweüe hegt. 
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— Menschen, deren Wohnung an den Arbeitsplatz gebunden ist 
(Hotel-, Gaststätten-, Baugewerbe), 

— Bezieher/innen von Arbeitslosenhilfe, 

— Jugendliche, die nicht mehr im Elternhaus wohnen wollen oder 
können, 

— jimge Haushalte ohne ausreichendes Einkommen, 

— Frauen, die die eheliche Wohnung verlassen wollen oder 
müssen, 

— Paare, die sich trennen oder scheiden lassen, von denen keiner 
von beiden die gemeinsame Wohnung alleine bezahlen kann, 

— Alleinstehende in Untermietsverhältnissen, 

— Bewohner von Altbauten, die von Modernisierung, Umwand- 
lung oder Abriß bedroht sind, 

— Menschen, die in psychiatrische Anstalten, in Pflegeheime oder 
Haftanstalten eingewiesen wurden, 

— eine steigende Zahl von Eigenheimbesitzern -■ zuletzt 30 000 - 
ist von Zwangsversteigerungen bedroht. Hauptursachen sind 
die Praxis der Kreditvergabe durch die Banken und Erwerbs- 
losigkeit. 

Der Verlust der Wohnung ist das Ende eines langen Weges, der 
folgende Zwischenstationen hat: Krankheit, Verlust der Arbeit, 
wirtschaftlicher Ruin (verschärft durch Kredithaie), Zerstörung der 
privaten Beziehung, Abhängigkeit vom Sozialamt. Der Verlust der 
Wohnung verschärft alle Probleme, durch die er verursacht 
wurde: Wer keine Wohnung hat, bekommt keine Arbeit, Men- 
schen ohne Arbeit können ihre Schulden nicht bezahlen, bekom- 
men keine Wohnung, können keine Beziehung mehr aufbauen 
usw. 

Dabei wirkt erschwerend, daß einkommenschwächere Bevölke- 
rungsgruppen generell mehr Probleme haben, auf dem Woh- 
nungsmarkt eine angemessene preisgünstige (Ersatz-)Wohnung 
zu bekommen. Sie gelten den Vermietern als nicht solvent genug. 


4. Wohnungsnot durch unzumutbare Wohnverhältnisse 

Zu den Menschen in Wohnungsnot gehören diejenigen, die nach 
einer Studie des Bundesministeriums für Jugend, Familie und 
Gesundheit aus dem Jahre 1982 in Wohnungen leben, deren 
Standard weit unter dem gesellschaftlich zumutbaren Standard 
hegt. Zwischen 450 000 und 700 000 Menschen wohnen in 
Schhchtwohnungen, Baracken und stark heruntergekommenen 
Altbauwohnungen, ln die Verbesserung ihrer Wohnquahtät 
wurde zum Teü seit Jahrzehnten nichts mehr investiert. 

Die Ursache ihrer Wohnimgsnot hegt darin, daß sie keine bezahl- 
baren Wohnungen finden. Über die Lage der Wohnungen, über 
ihre Quahtät imd ihre Wohnfläche entscheidet nicht der Bedarf 
der Bewohner, sondern ausschheßhch die verfügbaren Ein- 
kommen. 

Deshalb leben Mieterhaushalte mit mehr als einem Kind in der 
Regel in üb erfühlen Wohnungen. Entgegen der Norm „Ein Raum 
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pro Person" sind 52 % aller Vier-Personen-Haushalte unterver- 
sorgt. Bei den Fünf-Personen- Mieterhaushalten haben sogar 77 % 
und bei den Sechs-Personen-Haushalten 86 % weniger als einen 
Raum pro Person. Gemessen an den pädagogischen, psychologi- 
schen und soziologischen Erkenntnissen unserer Zeit über das 
Zusammenleben von Menschen sind das untragbare Verhältnisse. 

Bei den Eigentümerhaushalten dagegen lag die Wohnfläche pro 
Kopf um 50 % über der Wohnflächenversorgung von Mieterhaus- 
halten. 

Eine Verbesserung für diese Mieter kann nur eintreten, wenn 
weiterhin preisgünstige Sozialmietwohnungen gebaut werden, 
aber auch, wenn Mieter aus unzumutbaren Wohnverhältnissen 
bei der Vermittlung von Sozialwohnungen bevorzugt behandelt 
werden. 

Es ist aber auch notwendig, daß der Bund die Modernisierungsför- 
derung wieder beginnt. Denn eine sozialverträgliche Modernisie- 
rung erfordert direkte mietsenkende Subventionen. Zusätzlich 
würde eine Verlängerung des Abschreibungszeitraumes auf 
20 Jahre, der z. Z. im Mietrecht auf 10 Jahre festgelegt ist, die 
modernisierungsbedingten Mieterhöhungen halbieren. 

5. Maßnahmen 

Die Verhinderung von Obdachlosigkeit hegt in der Verantwor- 
tung des Bundes. Schutz vor Obdachlosigkeit ist ein erster Schritt, 
das Menschenrecht auf sicheres Wohnen zu verwirkUchen. 

Voraussetzung ist aber der pohtische Wille, Obdachlosigkeit nicht 
länger als unausgesprochene Drohung gegenüber Erwerbslosen, 
Kranken, Alten und Alleinerziehenden aufrecht zu erhalten, um 
so gesellschafthche Anpassung und Unterordnung zu erzwingen. 

Der Bund ist pohtisch gefordert, einheithche Schutzvorschriften zu 
erlassen. Denn die von den Kommunen praktizierten Maßnahmen 
gegen Obdachlosigkeit haben sich zwar in Einzelfällen zugunsten 
der Betroffenen verbessert, sind aber nach wie vor sehr unter- 
schiedhch imd uneinheithch. Sie sind, bedingt durch die kommu- 
nale Alleinzuständigkeit, oft von Wülkür geprägt und reichen in 
der Regel nicht aus, um die Betroffenen vor dauerhafter Obdach- 
losigkeit zu schützen. Obwohl es sich bei allen vorgenommenen 
Einweisungen in Notunterkünfte nur um „vorübergehende Maß- 
nahmen" handelt, bleiben die betroffenen Familien oft jahrelang 
in den Schlichtbauten wohnen. Die Folgen sind für Erwachsene 
und Kinder verheerend. Eine humane Wohnungspolitik erfordert 
vielmehr, daß Kündigungen und Zwangsräumungen wegen Miet- 
rückständen grundsätzlich verhindert werden. 

Die wichtigsten Voraussetzungen dafür sind einerseits verbes- 
serte Kompetenzen, um die bisherige Wohnung zu erhalten, ande- 
rerseits ist die rechtzeitige Information der bei einem Zwangsräu- 
mimgsverfahren beteiligten Stellen dringend notwendig. Bisher 
ist es nicht selbstverständlich, daß Amtsgerichte und Gerichtsvoll- 
zieher die Ordnungsämter oder sozialen Dienste rechtzeitig über 
Räumungsklagen unterrichten, damit diese die notwendigen 
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Maßnahmen nach § 15 a BSHG einleiten können. Sehr oft erfolgt 
die Information über eine bevorstehende Räumung erst ein paar 
Tage vorher. Dann ist es oft zu spät, um noch präventiv wirken zu 
können. Sollte das Ordnungsamt, das für die Einweisung in eine 
Notunterkunft zuständig ist, informiert sein, dann ist es wiederum 
nicht selbstverständhch, daß die sozialen Dienste informiert wer- 
den. Die Chancen eines betroffenen Haushaltes, rechtzeitig vor 
Obdachlosigkeit bewahrt zu werden, ist von Zufälligkeiten und 
auch von der Willkür der beteihgten Verwaltungen abhängig. 

Zur Vorbeugung von Obdachlosigkeit sollten daher kommunale 
Schlichtungsstellen in den Wohnungsämtern eingerichtet werden. 

5.1 Kommunale Schlichtungsstellen 

Im Mietrecht ist ein obhgatorisches außer gerichthches Schlich- 
timgsverfahren bei Mietrückständen festzuschreiben. Damit 
könnten Mieter, Hauseigentümer imd die Schlichtungsstelle des 
Wohnungsamtes die anstehenden Probleme frühzeitig gemein- 
sam lösen. Der Schhchtungsstelle fielen dabei zwei Hauptauf- 
gaben zu. 

a) Sicherung der bisherigen Wohnung 

Bei akut drohender Obdachlosigkeit wegen Mietrückständen 
können die bereits jetzt schon bestehenden Regelungen im Bun- 
dessozialhilfegesetz zur Übernahme von Schulden oder Umschul- 
dung, Mietausfallbürgschaften u. ä. frühzeitiger wirksam werden. 

Notwendig ist aber, daß die Hilfen zum Erhalt der Wohnung nur 
als Beihilfen vergeben werden und die Kann-Bestimmimg in 
§ 15 a BSHG in eine SoU- Vorschrift geändert wird. Wohnungser- 
haltende Hüfen auf Darlehensbasis, wie sie seit dem Haushalts- 
strukturgesetz 1982 möglich sind, werden ersatzlos gestrichen. 

Zum Kompetenzbereich der Schhchtungsstelle gehört auch, auf 
Grundlage des Ordnungsbehördengesetzes (§19) bei Zwangsräu- 
mungen die Wohnung zu beschlagnahmen und die Mieter wieder 
einzuweisen. Damit würde die Unterbringung in städtischen Not- 
imterkünften oder Pensionen nicht mehr nötig sein. 

Erst wenige Kommunen, wie z. B. die Stadt Köln haben mit dem 
Ziel der Verhinderung von Obdachlosigkeit bereits jetzt aUe not- 
wendigen Kompetenzen in einer DienststeUe gebündelt. Dabei ist 
handlungsleitend, daß der Verlust der Wohnung nur vordergrün- 
dig das einzige Problem ist. Vielmehr hegen die Ursachen in der 
Vorgeschichte: in Erwerbslosigkeit, Krankheit, Partnerschaftspro- 
blemen, hohen Schuldenlasten durch Teilzahlungsbanken, Ver- 
sandhäuser und Kreditvermittler. 

b) Vermittlung von Sozialwohnungen 

Nichtseßhafte, Bewohner/innen aus Notunterkünften, Frauen- 
häusem sowie Bewohner von überbelegten Wohnungen sohten 
Vorrang erhalten bei der Vermittlung von Sozialwohnungen. 

Eine Verbesserung der Wohnsituation ist aber nui möghch, wenn 
die Schhchtungsstellen der Wohnungsämter auch die vorrangigen 
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Belegungsrechte für die öffentlich geförderten Sozialwohnungen 
von gemeinnützigen und privaten Wohnungsunternehmen erhal- 
ten. Die Gemeinden müssen daher gesetzlich ermächtigt werden, 
sich selbst zu „Gemeinden mit erhöhtem Wohnbedarf" zu erklä- 
ren. Auf dieser Grundlage könnten Belegungsverträge zwischen 
den Gemeinden und den Wohnungsuntemehmen eine gleich- 
mäßige Inanspruchnahme aller Sozialwohnungen- gewährleisten. 

Die Arbeit der kommunalen Schlichtungsstellen sollte begleitet 
werden von zu fördernden Schuldnerberatungsstellen sowie von 
Gemeinwesenarbeit im Stadtteil. 

5.2 Gemeinwesenarbeit im „Sozialen Brennpunkt'" 

Der Gemeinwesenarbeit kommt bei der Verhinderung und Besei- 
tigimg tatsächlicher oder drohender Obdachlosigkeit entschei- 
dende Bedeutung zu. Die bisher nur von einzelnen Wohlfahrtsver- 
bänden oder Kommunen in wenigen Ländern (vor allem Hessen 
und Nordrhein-Westfalen) in Gang gesetzten Projekte haben sehr 
positive Erfahrung mit einer bewohnernahen Sozialarbeit vor Ort 
vorzuweisen. Die Gemeinwesenarbeit zielt auf die Aktivierung 
von Selbsthilfekräften der Betroffenen und auf eine Anregung von 
Gruppenarbeit. Der Aufbau von Gemeinwesenarbeit ist auch dort 
notwendig, wo ein Umbau der Schlichtwohnungsgebiete zu nor- 
malen Wohngebieten möglich ist. Hier ist die Beteiligimg der 
Betroffenen an allen planerischen Maßnahmen zu organisieren. 

5.3 Selbstbestimmtes Wohnen für Frauen 

Eheliche Gewalt und sexuelle Ausbeutung sind kein Problem, das 
in die Privatsphäre abgedrängt bleiben darf. Frauenhäuser und 
Zufluchtsstätten müssen in Zukunft vom Bund institutionell geför- 
dert werden (= eigener Haushaltstitel), um nicht länger von den 
Pflegesätzen des Bundessozialhilfegesetzes abhängig zu sein. 

Zum selbstbestimmten Wohnen gehören aber auch stadtteilnahe 
Gäste- bzw. Zufluchtswohnungen. Frauen, die von ihren Män- 
nern, mit denen sie leben, bedroht oder mißhandelt werden, 
müssen durch eine einstweilige Verfügung das alleinige Haus- 
recht über die gemeinschaftliche Wohnung erhalten. 

5.4 Sicherung preiswerter Wohnungen 

Um Wohnungsnot und Obdachlosigkeit zu verhindern, sind fol- 
gende Maßnahmen notwendig: 

1. Der Verkauf bzw. die Privatisierung von Sozialwohnungen 
muß grundsätzlich verboten werden. Bei dem herrschenden 
und immer größer werdenden Mangel an preiswerten Woh- 
nungen darf es sich die öffentliche Hand nicht leisten, ihr 
Angebot an Mietwohnungen zu reduzieren. 

2. Das Ablaufen der Preis- und Sozialbindung, das ebenfalls dazu 
führt, daß immer mehr Sozicdwohnungen verloren gehen, muß 
verhindert werden. Neben der Streichung der gesetzlichen 
Ausstiegsmöglichkeiten aus der Preis- und Sozialbindung 
sowie zusätzlichen Mitteln für die Nachsubventionierung von 
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Wohnungen aus den 70er Jahren, ist die Rücknahme der 
Höherverzinsung der öffentiichen Baudarlehen notwendig. 
Diese Maßnahme des 2. Haushaltsstruktur gesetzes von 1982 
hat den Prozeß beschleunigt, der die Sozialwohnungsbestände 
abschmelzen läßt. Bis 1995 werden von derzeit 4 Milhonen 
Sozialwohnungen nur noch knapp 1 Milhon übrigbleiben. 

3. Auf dem privaten Wohnungssektor muß die Umwandlung bilh- 
ger Altbauwohnungen in Eigentumswohnungen grundsätzhch 
dadurch verhindert werden, daß diese Wohnungen von den 
Kommunen übernommen werden können. Dazu sind kommu- 
nale Interventionsfonds einzurichten, die ein Vorkaufsrecht der 
Kommunen auf der Basis der aktuehen Ertragswerte wahrneh- 
men. Zum anderen müssen die Kommunen finanzieh vom Bund 
in die Lage versetzt werden, diese Wohnungen zu übernehmen 
und ggf. an Bewohnerinitiativen weiterzugeben, die dauer- 
hafte Sozialbindungen gewährleisten. 

Der § 10 e EStG muß abgeschafft werden. Damit wird die 
Attraktivität von Altbaukäufen rapide absinken. 

4. Die notwendigen Mittel für wohnungserhaltende Maßnahmen 
der Gemeinden können durch die Streichung der steuerhchen 
Eigentumsförderung beschafft werden. Nach Ablauf einer Frist 
für den Vertrauensschutz werden Mehreinnahmen von rund 
8,1 Milliarden DM zur Verfügung stehen, die damit gezielt 
sozialpohtisch verwendet werden können. Bis jetzt werden 
diese Gelder an Bevölkerungskreise verteilt, die in keiner 
Weise als sozialbedürftig gelten. Mindestens 80 % der so 
Begünstigten sind auf diese Steuermilliarden nicht angewie- 
sen, sie nehmen sie aber trotzdem entgegen. 

5. Alle Menschen, die aus irgendeinem Grund aus dem privaten 
Wohnungsmarkt ausgegrenzt sind, müssen bei der Vergabe 
von Sozialwohnungen bevorzugt behandelt werden. 

Das Ausmaß der Bevorzugung muß dem Ausmaß ihrer Aus- 
grenzung entsprechen. Je schwieriger es für eine Person ist, 
eine Wohnung auf dem privaten Wohnungsmarkt zu bekom- 
men, um so selbstverständhcher muß ihre Versorgung mit einer 
Sozialwohnung sein. 

Das Ziel aller dieser Maßnahmen ist, das Menschenrecht auf 

sicheres Wohnen zu gewährleisten. 
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